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investor*innen verdrängen
wohnraum vergesellschaften
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Mietenwahnsinn, Verdrängung und immer neue Luxus-

wohnungen – was lange das Problem einiger weni-

ger Metropolen war, ist mittlerweile allgegenwärtig. 

Im Anschluss an die Finanz- und Wirtschaftskrise sind  

Immobilien als »Betongold« zum Rettungsanker für den 

finanzmarktdominierten Kapitalismus geworden. Seither 

walzen Finanzkonzerne auf der Suche nach profitablen 

Anlagemöglichkeiten durch unsere Städte. Für Men-

schen ohne hohes Einkommen oder dickes Erbe ist das 

Recht auf Stadt, das Recht, dort zu wohnen, wo man 

möchte, akut in Gefahr – oder bereits Geschichte. Die 

Innenstädte drohen zu Inseln der Reichen zu werden, zur 

kapitalistischen Dystopie: 

teuer, steril und tot.

Doch diese Entwicklung bleibt nicht unwidersprochen. 

In den rund 10 Jahren ihres Bestehens hat die Recht 

auf Stadt-Bewegung viel von sich reden gemacht – mit  

einer solidarischen Praxis, fundierten Positionen und kre-

ativen Protestformen. Trotzdem machen Investor*innen 

und Wohnungsunternehmen weiter Milliardenprofite. 

Es ist nicht gelungen, die Macht des Immobilienkapitals 

wirksam anzugreifen und die herrschende, neoliberale 

Wohnungspolitik entscheidend herauszufordern. 

So war es – bis jetzt.

kontakt@interventionistische-linke.org
www.interventionistische-linke.org

 InterventionistischeLinke  
 inter_linke 

Hannover

mailto:kontakt%40interventionistische-linke.org?subject=
http://www.interventionistische-linke.org
https://www.facebook.com/InterventionistischeLinke/
https://twitter.com/inter_linke
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Seit Frühjahr 2018 beginnt sich der 

Wind zu drehen. Bei Demonstratio-

nen und Aktionstagen sind bundes-

weit zehntausende Menschen gegen 

Mietenwahnsinn und Verdrängung 

auf die Straße gegangen. Sie haben 

eine Ahnung von der Energie und 

Dynamik vermittelt, die eine breite 

Mieter*innenbewegung entfachen 

könnte. Spätestens seit dem Start 

der Berliner Initiative »Deutsche 

Wohnen & Co. Enteignen« sind In-

vestor*innen und Aktionär*innen 

verunsichert.  

Plötzlich diskutieren alle über Ent-

eignung. 

Die herrschende Politik bemüht sich 

darum, Handlungsfähigkeit zu be-

weisen und bringt vereinzelt rela-

tiv weitreichende Maßnahmen wie 

in Berlin den Mietendeckel auf den 

Weg. Währenddessen warnt die  

Immobilienwirtschaft in Talkshows 

und Anzeigenkampagnen vor DDR 

und Kommunismus. Und die Aktien-

kurse großer Wohnungsunterneh-

men fallen. 

Da ist einiges in Bewegung geraten, 

was vor wenigen Jahren noch un-

denkbar schien. Grund genug, dran 

zu bleiben, und den Druck weiter 

zu erhöhen. Denn die empörten Re-

aktionen der Immobilienwirtschaft 

zeigen deutlich: Die Eigentumsfrage 

und die (Un-)Möglichkeit, die bereits 

einkalkulierten Profite mit der Miete 

auch tatsächlich zu realisieren, be-

rühren das Geschäft mit dem Beton-

gold in seinem Kern. Höchste Zeit 

also, genau hier weiterzubohren und 

der Verwertungslogik und -praxis 

Sand ins Getriebe zu streuen.

In dieser Broschüre schlagen wir 

daher vor, die Forderung nach Zu-

rückdrängung und Enteignung von 

Immobilieninvestor*innen sowie die 

Forderung nach Vergesellschaftung 

und Demokratisierung von Wohn-

raum über Berlin hinaus zu stellen. 

Angesichts der Größe der Aufgabe 

ist es aber gleichzeitig notwendig, 

in konkreten Kämpfen vor Ort schon 

jetzt die Verwertungsbedingungen 

für gewinnorientierte Investor*in-

nen zu untergraben und uns als 

Mieter*innen zu organisieren. Und 

schließlich eröffnen die aktuellen 

Zuspitzungen in der Auseinander-

setzung die Möglichkeit, als Bewe-

gung – über die bestehenden Un-

terschiede und Ungleichzeitigkeiten 

hinweg –  stärker als bisher überre-

gional handlungs- und sprechfähig 

zu werden. Diese Chance sollten wir 

nutzen, damit wir der organisier-

ten Macht des Immobilienkapitals 

dauerhaft etwas entgegensetzen  

können. Letzteres hat dabei viel zu 

verlieren. Wir jedoch haben eine 

Stadt der Vielen und der Vielfalt zu 

gewinnen, wenn wir gemeinsam un-

seren Wohnraum öffentlich und de-

mokratisch gestalten.

Der erste Teil (S. 6) der Broschüre  

soll dazu einladen, gemeinsam 

über die strategischen Perspekti-

ven der Mieter*innen- und Recht auf 

Stadt-Bewegung zu diskutieren. 

Im zweiten Teil (S. 20) möchten 

wir anhand konkreter Beispiele aus 

der lokalen Praxis aufzeigen, wie 

wir dem Ziel, Investor*innen zu ver-

drängen und Wohnraum zu verge-

sellschaften, Stück für Stück näher 

kommen können. Beide Teile bauen 

auf den unterschiedlichen, zum Teil 

auch widersprüchlichen Erfahrungen 

auf, die wir in den letzten Jahren in 

den verschiedenen Städten gemacht  

haben, in denen wir als Interventio-

nistische Linke (IL) im Feld Mieten und 

Wohnen bzw. Recht auf Stadt aktiv 

sind. Mit unserer programmatischen 

Ausrichtung auf die Perspektive der 

Enteignung und Vergesellschaftung 

knüpfen wir zudem an die IL-Verge-

sellschaftungsbroschüre und das 

darin enthaltene Kapitel »Besetzen!  

Bewohnen! Vergesellschaften! Für 

eine antikapitalistische Wohnungs-

politik von unten« (2012) sowie 

an die Broschüre »Das Rote Berlin.  

Strategien für eine sozialistische 

Stadt« der Stadt AG der IL Berlin 

(2018) an. 

Wir wünschen eine anregende 

Lektüre!

Recht auf Stadt-AG 

der Interventionistischen Linken, 

Februar 2020
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Der kapitalistisch organisierte Woh-

nungsmarkt kann und wird die Pro-

bleme der Wohnungsnot, steigen-

der Mieten, Zwangsräumungen, 

Obdachlosigkeit und Armut nicht 

lösen. Vielmehr ist die Vernichtung 

von bezahlbarem Wohnraum eine 

Tendenz des  Kapitalismus. Das Inte-

resse von Mieter*innen ist nur dann 

von Belang, wenn sich damit Gewin-

ne erzielen lassen. Eine Stadt, die für 

alle bezahlbar ist, werden wir nur 

schaffen, wenn Finanzinvestor*innen 

das Interesse verlieren, unsere Woh-

nungen als Anlagemöglichkeit zu 

behandeln, in die sie analog zu den 

Aktienmärkten immer mehr Geld 

pumpen und so für immer höhere 

Preise sorgen. Denn auch die (libe-

rale) Forderung »bauen, bauen, bau-

en« wird dem angespannten Woh-

nungsmarkt keine Abhilfe schaffen. 

Investiert wird von gewinnorientier-

ten Investor*innen nur dann, wenn 

die Gewinne die Kosten bei weitem 

übersteigen; saniert und instand-

gesetzt wird nur dann, wenn durch 

Verdrängung und Neuvermietung 

eine hohe Rendite zu erwarten ist. 

Angesichts der spekulativen Prei-

sentwicklung müssen für Bauland 

ebenfalls Spekulationspreise ge-

zahlt werden. Preiswertes Bauen 

wird so verhindert, weil bei Neubau 

immer höhere Preise für spekulativ 

verteuertes Bauland gezahlt werden 

muss. 

Private Investor*innen bauen mit Ei-

gentumswohnungen und Luxuswoh-

nungen für Privilegierte am Bedarf 

der Vielen vorbei. Auch die jetzige 

Form des sozialen Wohnungsbaus 

ist de facto eine Förderung von Ei-

gentum, das nur zeitlich begrenzt – 

für 10, 15 oder 20 Jahre – auf eine 

soziale Nutzung verpflichtet wird. 

Auch die reale Praxis der energeti-

schen Modernisierungen führt zur 

Verdrängung von Mieter*innen. 

Grundsätzlich kann energetische 

Modernisierung je nach Methode 

und Material ökologisch sinnvoll und 

damit unterstützenswert sein. Tat-

sächlich sind aber viele der aktuell 

von Vermieter*innen durchgeführ-

ten Maßnahmen Augenwischerei 

und dienen als Instrument zur Mie-

terhöhung und Verdrängung.

Dies macht deutlich, dass es eine Il-

lusion ist, zu glauben, die Interessen 

von Mieter*innen und von gewin-

norientierten Investor*innen könn-

ten in Ausgleich gebracht werden. 

Für diese Illusion der Politik zahlen 

wir als Mieter*innen einen hohen 

Preis. Unsere steigenden Mieten 

finanzieren die Renditen der Inves-

tor*innen oder wir werden gleich 

ganz aus unseren Nachbarschaften 

verdrängt. Das Kapital, das in unse-

re Städte fließt, sorgt nicht für be-

zahlbaren Neubau. Vielmehr treiben  

die Kapitalanleger*innen den Preis 

für den begrenzten Wohnraum in 

immer neue Höhen und sorgen so 

dafür, dass die Stadt für die meis-

ten unbezahlbar wird. Solange der 

Wohnungsmarkt dem freien Spiel 

der kapitalistischen Kräfte über-

lassen wird, wird sich daran nichts  

ändern.

Auch die Privatisierung und Ökono-

misierung von öffentlichen Immobi-

lien und Immobiliengesellschaften 

hat zur Verschärfung der Wohn-

raumproblematik wesentlich beige-

tragen. Die neoliberale Erzählung, 

der Staat kann sich zurückziehen, 

der Markt wird es schon regeln, 

entpuppt sich einmal mehr als Ein-

ladung zur Plünderung ehemals öf-

fentlichen Eigentums.

Hamburg © Frank Egel



Düsseldorf

8  9

Gegen kapitalistische Antworten 

auf die Wohnungsfrage stellen wir 

die Idee der Vergesellschaftung von 

Wohnraum. Das Grundbedürfnis 

Wohnen kann weder markt- noch 

profitorientiert befriedigt werden. 

Wenn Wohnraum seinem eigentli-

chen Zweck »Wohnen« dienen soll, 

muss er dem Markt als Spekulations-

objekt entzogen werden. 

Dabei geht es uns nicht ein-

fach um eine Verstaatlichung des 

Wohneigentums. Auch städtische 

Wohnungsbaugesellschaften mit 

privater Rechtsform sind Teilneh-

mer*innen am kapitalistischen 

Wohnungsmarkt und orientieren 

sich im Zweifel an der Marktlogik 

statt am Wohl der Mieter*innen.  

Wir brauchen dagegen ein ge-

meinwohlorientiertes öffentliches 

Eigentum, das von seinen Bewoh-

ner*innen und der Stadtgesellschaft 

demokratisch verwaltet wird. Durch 

die Enteignung profitorientierter 

Wohnungskonzerne kann der Be-

stand an gemeinwohlgebundenem 

Wohnraum erhöht, Spekulation be-

endet und eine soziale Wohnungs-

politik gegen die Interessen des 

Immobilienkapitals durchgesetzt 

werden.

Das Grundgesetz ermöglicht in Arti-

kel 15 ausdrücklich die Enteignung 

zum Zwecke der Vergesellschaftung 

– ein Zugeständnis gegenüber den 

starken Sozialisierungsforderun-

gen zur Zeit der Verabschiedung 

des Grundgesetzes. Bisher wird al-

lerdings meistens dann enteignet, 

wenn es Konzernen darum geht, 

Profitinteressen durchzusetzen. 

So wurden zum Beispiel im Braun-

kohle-Abbaurevier im Rheinland 

ganze Dörfer durch den Energiekon-

zern RWE enteignet und der Ham-

bacher Forst zerstört. 

Dagegen finden wir, dass Enteig-

nung die richtigen treffen sollte: 

Große Wohnungskonzerne und alle 

anderen, die mit unseren Wohnun-

gen Milliarden für ihre Anteilseig-

ner*innen verdienen.

Eine Stadt der Vielen erfordert 

grundlegende gesellschaftliche 

Veränderungen. Stadt darf nicht 

zum Spekulationsobjekt degradiert 

werden, sondern muss den Be-

dürfnissen der Vielen dienen. Von 

Mieter*innenvertretungen werden 

bereits viele sinnvolle politische For-

derungen gestellt, die Mieter*innen 

schützen und die Spekulation mit 

Wohnraum zurückdrängen können. 

Eine Reihe möglicher Maßnahmen 

stellen wir im zweiten Teil der Bro-

schüre vor.

Strategisch zentral finden wir, alle 

diese Maßnahmen um das Ziel  

herum auszurichten, den Wohnungs-

markt für gewinnorientierte Inves-

tor*innen unattraktiv zu machen.  
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Das Ziel kann nicht ein »fairer Inte-

ressenausgleich« mit denen sein, 

die mit unserem Bedürfnis nach 

Wohnen Geld verdienen wollen. 

Notwendig ist vielmehr das Signal, 

dass die Investition ins »Betongold« 

keine sicheren Renditen verspricht.

Aus dieser Perspektive kann z.B. ein 

Instrument wie der Mietendeckel 

sinnvoll sein, weil er Vermieter*in-

nen und Wohnungsunternehmen 

die Möglichkeit nimmt, durch Mie-

terhöhungen immer neue Profite zu 

erzielen – vorausgesetzt natürlich, er 

verteidigt, schränkt das die Verwer-

tungsbedingungen von Investor*in-

nen ein und führt im besten Fall 

dazu, dass diese sich zurückziehen. 

Dies kann die Nutzer*innen und Be-

wohner*innen von alternativen und 

migrantischen Stadtteilen und Orten 

zu wichtigen Verbündeten im Kampf 

für ein Recht auf Stadt machen.

re Durchökonomisierung unserer 

Stadtteile und Kieze. 

Weder brauchen wir weitere 

»Leuchtturmprojekte« , noch wollen 

wir, dass unsere Nachbarschaften als 

»hip« und »urban« vermarktet wer-

den und die letzten Nischen und urba-

nen Freiräume ausverkauft werden.  

Alternative, unreglementierte, kul-

turell vielfältige und kreative Szenen 

funktionieren nicht nach einer Ver-

wertungslogik, die Kreativität zum 

Standortfaktor degradiert. Werden 

ihre widerspenstigen Potentiale 

ist so ausgestaltet, dass er Mietstei-

gerungen im Bestand wirksam ver-

hindert und Mietsenkungen erlaubt. 

Ein solcher Mietendeckel schützt 

nicht nur die Mieter*innen, sondern 

wirkt auch abschreckend auf Inves-

tor*innen, mindert deren Renditen 

und senkt so die Kosten für die not-

wendige Enteignung.

Gleiches gilt für den Wider-

stand gegen Luxusneubau- oder  

Sanierungsprojekte und den damit 

verbundenen Kampf gegen Gen-

trifizierung, also gegen Aufwer-

tung, Verdrängung und die weite-

Frankfurt
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Dort Druck machen, 
wo wir etwas 
verändern können.

In unseren Kämpfen machen wir  

aktuell die Erfahrungen, dass wir vor 

allem vor Ort Druck entfalten kön-

nen. Im Stadtteil, der Stadt, oder viel-

leicht noch dem Bundesland. Ohne 

eine konkrete Durchsetzungspers-

pektive verlieren politische Forde-

rungen jedoch ihre Schlagkraft. Die 

politisch Verantwortlichen vor Ort 

erleben wir dabei in unseren Kämp-

fen oft in einer merkwürdigen Rolle. 

Sie unterstützen uns oft in unseren 

Forderungen gegenüber der Lan-

des- oder Bundesregierung, selbst 

wenn die von der eigenen Partei ge-

stellt werden. Vor Ort sehen sie aber 

für sich keine Handlungsmöglichkei-

ten und verstecken sich dahinter, 

dass angeblich alles auf der nächst 

höheren Ebene geregelt werden 

müsse. Wir haben die Erfahrung ge-

macht, dass das nicht stimmt. Meist 

ist die angebliche Machtlosigkeit 

ein gern genommener Vorwand, um 

als Lokalpolitiker*in keine Konflikte 

mit dem lokalen Immobilienklüngel 

einzugehen, oder sich nicht auf po-

litisches und gesetzliches Neuland 

begeben zu müssen. Für uns als Mie-

ter*innen ist das ein Problem, weil 

so der Eindruck entsteht, dass dort, 

wo wir uns organisieren, gar nichts 

bewegt werden kann. 

Dieser Eindruck ist falsch!

Auch an den konkreten Orten un-

serer Kämpfe können politisch Ver-

antwortliche handeln. Mit unseren 

Kämpfen und unserer Organisierung 

zwingen wir sie dazu, dies auch zu 

tun. Wir setzen dabei auf die gan-

ze Bandbreite der Erfahrungen aus 

Mieter*innenkämpfen hier und welt-

weit. Wir blockieren Räumungen, 

besetzen Leerstand, machen Volks-

entscheide, wehren uns vor Gerich-

ten und stellen politische Forderun-

gen auf allen Ebenen. Wir gehen 

jedoch nicht davon aus, dass unse-

re Forderungen umgesetzt werden, 

weil wir die richtigen Argumente 

haben. Unsere Forderungen werden 

nur dort aufgegriffen, wo wir genug 

politischen Druck aufbauen kön-

nen, um unsere Perspektiven poli-

tisch sicht- und fühlbar zu machen. 

Diesen Druck entwickeln wir in den 

konkreten Konflikten vor Ort und in 

den großen gemeinsamen Aktionen, 

mit denen wir die Interessen der 

Vielen öffentlich sichtbar machen. 

Dafür müssen wir uns sowohl er-

reichbare Ziele setzen als auch eine  

längerfristige Perspektive entwickeln. Eine Stadt der Vielen und der Vielfalt 

kann es nur geben, wenn Wohnraum öffentlich und demokratisch organi-

siert wird.

Die Kampagne »Deutsche Wohnen und Co. enteignen« hat nicht 

nur in Berlin, sondern bundesweit und sogar darüber hinaus für 

großes Aufsehen gesorgt. Vielerorts sahen sich Lokalpolitiker*in-

nen und -presse durch die Dynamik der Proteste genötigt, sich 

zu den Enteignungsforderungen aus der Hauptstadt zu verhalten.  

Zahlreiche Umfragen belegen, dass die Forderungen auch in Frankfurt, Mün-

chen, Köln oder Hamburg dem Interesse der überwiegenden Mehrheit der 

Bevölkerung entsprechen. Die wirtschaftlichen Krisen und die fortschreiten-

de Degradierung von Wohnraum zum Spekulationsobjekt sorgen darüber 

hinaus auch in den kleineren Städten für eine soziale Zuspitzung des Prob-

lems. Hierin liegt erstmals seit Jahrzehnten die Chance, Theorie und Praxis 

der Recht auf Stadt-Bewegung von der lokalen auf eine bundesweite Ebene 

zu heben, die sich in eine internationale Bewegung einordnet. 

Berlin



Nutzen wir die Gelegenheit und 
sorgen wir gemeinsam dafür, dass 
von den Aktionen im März 2020 
ein deutliches Zeichen gegen 
Mietenwahnsinn und Verdrängung 
ausgeht!
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Wir sind handlungsfähig, wir kön-

nen demokratisch verwalteten 

Wohnraum schaffen und gestalten.

Eine Herausforderung bleibt jedoch 

die Verbindung vom Kleinsten zum 

Großen. Oft stehen die aufsehener-

regenden Einzelschicksale unver-

bunden neben der Kritik an dem 

Skandal des profitgetriebenen Woh-

nungsmarktes, der sie hervorbringt. 

Wir finden es notwendig, beides zu 

verbinden. Zum einen Alltagsforde-

rungen erheben und Teilreformen 

durchsetzen, zum anderen das Ziel 

der Entmachtung des Immobilien-

kapitals verfolgen. Auf dem Weg 

dorthin erscheint es uns als Bewe-

gung wichtig, auf allen Ebenen aktiv 

zu sein: Wir unterstützen Mieter*in-

nen dabei, Hausversammlungen zu 

Die bisherigen Erfolge wie z.B. in 

Berlin mit »Deutsche Wohnen und 

Co. enteignen«, in Frankfurt mit der 

Kampagne »Eine Stadt für alle! Wem 

gehört die ABG?« oder in Marburg 

im Kampf gegen Mieterhöhungen 

bei der Wohnungsbaugesellschaft 

GWH wurden von und mit den  

Menschen erkämpft, die unmittel-

bar betroffen waren. Diese Kämpfe 

aus der Perspektive der Betroffenen 

zu führen, bildet die notwendige  

Voraussetzung für das Etablieren 

einer stadtpolitischen Bewegung. 

Eine Bewegung, die getragen wird 

von Mieter*innen, die sich gegen 

Verdrängung und Wohnungsnot 

wehren, trifft in der Öffentlichkeit 

nicht nur auf große Sympathien – 

sie ist vor allem auch ein Ort der  

Ermächtigung und der Erfahrung: 

organisieren und Kiezgruppen zu 

gründen. Wir geben unser Wissen 

aus vergangenen Kämpfen weiter 

und stärken uns damit gegenseitig. 

Gleichzeitig bietet die aktuelle Auf-

merksamkeit um das Thema »Ent-

eignung« die Möglichkeit, weiterge-

hende Fragen zu stellen. Der Unmut 

über das Immobilienkapital hat brei-

te Teile der Bevölkerung erreicht, 

Menschen organisieren sich, werden 

gemeinsam aktiv und tragen ihren 

Protest massenhaft auf die Straße.

Dies kann und muss der Ausgangs-

punkt für den nächsten Schritt der 

bundesweiten Mieter*innen- und 

Recht auf Stadt-Bewegung sein – die 

Entwicklung stabiler und kontinuier-

licher überregionaler Arbeitszusam-

menhänge und einer bundesweiten 

Kampagnenarbeit. Gerade weil das 

große Ganze in den langwierigen 

und komplizierten lokalen Kämpfen 

häufig zu verschwinden droht, stellt 

eine breiter aufgestellte, überregio-

nale Praxis eine wichtige Ergänzung 

dar.

Erste Schritte in diese Richtung wa-

ren die dezentralen Aktionstage, die 

in den letzten Jahren unter dem Mot-

to #Mietenwahnsinn stattgefunden 

haben und bei denen bundesweit 

zehntausende Mieter*innen und Ak-

tive auf der Straße waren. Seit dem 

Sommer 2019 besteht mit dem »Ak-

tionsbündnis gegen Mietenwahn-

sinn und Verdrängung« erstmals ein 

bundesweiter Zusammenschluss, 

in dem Mieter*innen-Initiativen 

und R echt auf Stadt-Gruppen sich 

regelmäßig beraten und gemeinsa-

me Projekte auf den Weg bringen. 

Ein erstes Ergebnis ist ein gemein-

samer Aufruf für den bundes- und 

europaweiten »Housing Action 

Day« am Samstag, 28. März 2020, 

den bisher rund 80 Initiativen und 

Gruppen aus über 30 Städten unter-

zeichnet haben. Bereits im Vorfeld 

vom »Housing Action Day« wird am 

Dienstag, 10. März 2020, unter dem 

Motto »Enteignung ist die halbe Mie-

te! Vonovia, Deutsche Wohnen und 

Co. raus aus unseren Städten!« eine 

bundesweite Mobilisierungsaktion 

gegen große Wohnungsunterneh-

men und Investor*innen stattfinden. 

Marburg



Berlin
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Diese Broschüre soll zur Diskussion darüber einladen, 

wie sich große Ziele und kleine Schritte inhaltlich verbin-

den lassen. Welche Fragen im Mittelpunkt der konkreten 

Kämpfe stehen, kann nur vor Ort entschieden werden. 

Wir halten es jetzt jedoch für entscheidend, ausgehend 

vom Recht auf Stadt die Legitimation des gewinnorien-

tierten Eigentums an Wohnraum in den Mittelpunkt der 

stadtpolitischen Auseinandersetzung zu stellen. 

Verschiedene Formen von Enteignung, Vergesellschaf-

tung oder starker Eingriffe ins Eigentumsrecht können 

dabei je nach politischen Ausgangsbedingungen vor 

Ort im Zentrum der konkreten Kämpfe stehen. Volksent-

scheide und Begleitkampagnen sind dabei nur zwei von 

vielen möglichen Mitteln. Wenn die Verantwortlichen 

aus Wohnungsbau und Politik, die derzeit unsere Städte 

besitzen und beherrschen, uns das Recht auf eine Woh-

nung streitig machen, sind auch weitergehende Protest-

formen wie Besetzungen von Leerstand oder Blockaden 

legitim und notwendig. Die Besetzer*innenbewegung 

seit den 1970er Jahren bis hin zu den jüngsten Sitz-

blockaden gegen Zwangsräumungen haben das immer 

wieder gezeigt. Unser Ziel als Mieter*innenbewegung 

muss es sein, die weitertreibenden Forderungen mit ei-

ner Strategie des zivilen Ungehorsams dort zu erzwin-

gen, wo Veranstaltungen, Kundgebungen und Demos  

ignoriert werden. Dafür brauchen 

wir eine breite Debatte in der Mie-

ter*innenbewegung darüber, wel-

che Aktionsformen wir als legitim 

erachten. Unser Ungehorsam ist 

kein Protestritual, sondern eine Ein-

ladung für alle, die von der Spekula-

tion mit unseren Städten betroffen 

sind, von denen viele vielleicht zum 

ersten Mal demonstrieren oder pro-

testieren. 

Eine Kultur des zivilen Ungehor-

sams, die die Passivität überwindet, 

ist unser Ziel. 

Die Verhinderung von Zwangs- 

räumungen durch Sitzblocka-

den oder die Besetzung eines 

Seniorenzentrums durch rüstige  

Rentner*innen in der Stillen Stra-

ße in Berlin zeigen, dass wir unser 

Schicksal auch ganz konkret in die 

eigenen Hände nehmen können. 

Erfolgreich werden wir sein, wenn 

wir all das vom Volksentscheid bis 

zur Besetzung, von der Kieziniti-

ative bis zur bundesweiten Kam-

pagne als notwendige Bestand-

teile zum Aufbau einer breiten 

Mieter*innenbewegung begreifen.  

Am Anfang steht der Mut, 

zu sagen was ist:

Mit einem profitorientierten 

Wohnungsmarkt ist eine 

Stadt für alle nicht zu haben.
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Tübingen
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Wir schlagen vor, den Einfluss von gewinnorientierten In-

vestor*innen in unseren Städten zurückzudrängen, mit dem 

Ziel, die Wohnungsbestände zu vergesellschaften. Auch 

wenn dieses Ziel von vielen geteilt wird, ist oft unklar, was 

konkret vor Ort getan werden kann. Wir wollen deshalb in 

diesem Teil der Broschüre vorstellen, welche Möglichkeiten 

es lokal bereits jetzt gibt, sich gegen die Verdrängung durch 

Investor*innen zu wehren, ihren Geschäftspraktiken Sand 

ins Getriebe zu streuen und sie zu verunsichern – auch wenn 

vor Ort noch keine große Enteignungskampagne im Raum 

steht. Schon jetzt gibt es z.B. Möglichkeiten zur Begrenzung 

von Spekulationsmöglichkeiten, die jedoch kaum und vor 

allem nicht systematisch genutzt werden. Dabei erheben 

wir keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Wir beziehen uns 

vor allem auf unsere praktischen Erfahrungen aus den Orten, 

in denen wir aktiv sind. Unser Ziel ist, Wissen zusammenzu-

tragen, das in vergangenen Kämpfen gewonnen wurde, um 

es für aktuelle und zukünftige Kämpfe fruchtbar zu machen. 

Wir wollen damit auch zeigen, dass die Aussagen aus der 

herrschenden Politik, auf Landes- und kommunaler Ebene 

seien einem die Hände gebunden, nicht stimmen. Was es 

braucht, ist die Bereitschaft, sich mit mächtigen Interessen-

gruppen anzulegen, und entsprechenden Druck von unten, 

aus den Häusern, Nachbarschaften, Stadtteilen, von einer 

aktiven Mieter*innen- und Recht auf Stadt-Bewegung.

Unsere Vorschläge folgen einem Dreischritt: 

1			S   and ins Getriebe:  

Profitmöglichkeiten zurückdrängen

Seite 22

2 			R   ekommunalisierung:  

Privates Eigentum zurückdrängen

Seite 32

3		   	G enossenschaftliche und  

gemeinwohlorientierte Wohnformen ausweiten

Seite 38
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Viele Kompetenzen für Wohnungsfragen liegen bei der 

Bundesregierung. Dennoch können Bundesländer und 

Kommunen ebenfalls politische Regulierungen erlassen, 

die es Investor*innen schwerer machen, den Wert von 

Grundstücken und Wohnungen spekulativ zu steigern 

und Mieterhöhungen durchzusetzen. In einigen Berei-

chen können die Kommunen dabei eigenständig tätig 

werden, in anderen brauchen sie die Ermächtigung von 

Seiten der Bundesländer.

Hamburg

Die Kommunen können in Gebieten, in denen die Bevölkerung von Verdrän-

gung bedroht ist, so genannte Milieuschutzgebiete erlassen. Der technische 

Fachbegriff dafür ist soziale Erhaltungssatzung nach Paragraf 172ff. Bauge-

setzbuch. Bei diesem Paragrafen geht es eigentlich um den Schutz der ge-

bauten Infrastruktur, er kann jedoch auch für soziale Schutzzwecke einge-

setzt werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass eine Veränderung in 

der sozialen Zusammensetzung eines Gebiets auch die gebaute Infrastruk-

tur entwerten kann.

Milieuschutzgebiete können folgende Vorteile bringen. Damit diese tatsäch-

lich genutzt werden, braucht es aktives Verwaltungshandeln (siehe unten):

	 für alle baulichen Maßnah-

men (insbesondere Modernisierun-

gen) braucht es eine Genehmigung 

durch die Kommune/den Bezirk.

	 Modernisierungen müs-

sen nur dann genehmigt werden, 

wenn sie zu einer »zeitgemäßen 

Ausstattung« der Wohnung führen 

(Ausschluss von Luxusmodernisie-

rungen). Was eine »zeitgemäße Aus-

stattung« ist, kann in der Festlegung 

für das Milieuschutzgebiet genauer 

geregelt werden.

	A uch energetische Moder-

nisierungen müssen beantragt wer-

den. Die Behörden haben hier jedoch 

weniger Spielraum zur Ablehnung, 

wenn sich die Maßnahmen im Rah-

men der Vorschriften für Energieein-

sparungen bewegen. Deshalb sind 

Investitionen in angeblich energie-

sparende Maßnahmen bei profitge-

triebenen Investor*innen so beliebt. 

Eine Modernisierung, die ökologisch 

tatsächlich sinnvoll ist und nicht zu 

Lasten der Mieter*innen geht, ist da-

gegen zu unterstützen.

	D ie Kommune/der Bezirk hat 

ein sogenanntes »Vorkaufsrecht« 

(siehe dazu ausführlich unten). 

	D ie Umwandlung von Miet- 

in Eigentumswohungen kann er-

schwert und die Mieter*innen meh-

rere Jahre vor Kündigung geschützt 

werden. Dafür braucht es aber eine 

landesrechtliche Regelung.
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Den Investor*innen reichen die nor-

malen Möglichkeiten zur Mieterhö-

hung schon lange nicht mehr aus. 

Um mehr Gewinn aus dem ange-

spannten Wohnungsmarkt ziehen zu 

können, sind jedoch oft weiterge-

hende Maßnahmen notwendig. 

Zwei »Klassiker« sind die Umwand-

lung in Eigentum und die (energe-

tische) Modernisierung. Die Moder-

nisierungskosten können nämlich 

dauerhaft auf die Miete aufgeschla-

gen werden. Damit die lokalen po-

litisch Verantwortlichen hier über-

haupt etwas gegenüber privaten 

Investor*innen ausrichten können, 

müssen möglichst viele Bereiche 

der Kommune als Milieuschutz-

gebiet ausgewiesen werden. Die 

unmittelbare Wirkung von Milieu-

schutzgebieten haben wir oben 

beschrieben. Wichtig ist aber auch, 

dass die Investor*innen in diesen 

Gebieten stärker auf eine Koopera-

tion der Behörden (v.a. für Geneh-

migungen) angewiesen sind. Diese 

können Anträge mehr oder weniger 

schnell und intensiv prüfen, oder 

können Maßnahmen gleich ganz un-

tersagen. Die Investor*innen müssen 

dann gerichtlich klären lassen, ob 

sie z.B. berechtigt sind, bestimmte 

Modernisierungen durchzuführen. 

All das kostet Zeit und streut Sand 

in die Pläne der Investor*innen, ins-

besondere wenn verschiedene Maß-

nahmen koordiniert werden müssen. 

Damit gehen solche Verzögerungen 

schnell ins Geld. Zusammen mit ei-

ner mobilisierten Nachbarschaft, die 

für Unruhe sorgt, Aktionen macht 

und die drohende Verdrängung ins 

Licht der Öffentlichkeit zerrt, kön-

nen damit bestimmte Maßnahmen 

ganz verhindert werden, oder die 

Investor*innen zum Abschluss von 

sogenannten Sozialvereinbarungen 

gezwungen werden. Die Erfahrung 

jedoch zeigt, dass die politisch Ver-

antwortlichen sich auf ein solches 

Vorgehen und die damit verbunde-

nen Konflikte nur einlassen, wenn es 

viel Druck von Seiten einer organi-

sierten Nachbar*innenschaft gibt.

In der Otto-Suhr-Siedlung in Berlin Kreuzberg wollte die Deutsche 

Wohnen umfassende energetische Modernisierungen vornehmen. 

Nachdem sich die Nachbarschaft organisiert und protestiert hat, 

ist die zuständige Bezirksverwaltung mit der Deutsche Wohnen in 

Verhandlungen getreten. Dabei  machte sie sich zu nutze, dass sie 

die Maßnahmen genehmigen musste. Dadurch wurde die Deut-

sche Wohnen zum Abschluss einer sog. Sozialvereinbarung ge-

drängt. Diese beinhaltet deutlich bessere Schutzklauseln für Mie-

terhöhungen, als es die gesetzlichen Vorgaben vorsehen.

Berlin



Köln
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Gibt es auf Landesebene ein Ge-

setz zum Verbot von Wohnraum-

zweckentfremdung, können auf 

kommunaler Ebene entsprechen-

de Satzungen erlassen werden. 

Dadurch kann das Verfallenlassen 

von Gebäuden, unbegründeter 

Leerstand oder die Umwandlung 

von Wohnraum in Gewerberäu-

me (auch Ferienwohnungen wie 

AirBnB) mit hohem Bußgeld be-

straft und so Druck auf Eigen-

tümer*innen ausgeübt werden. 

Generell gilt: Kommunen,  

deren Fachstellen für Wohnraum-

schutz und Wohnungsnotfälle 

unzureichend besetzt sind, wer-

den auch bei scharf formulierten 

Verordnungen – wie sie beispiels-

weise in Berlin und Hamburg 

bestehen – der Spekulation mit 

Wohnraum kaum etwas entge-

gensetzen können. Neben Druck 

von der Straße und der Einführung 

politischer Regularien ist also 

auch die personelle Ausstattung 

der durchführenden Verwaltungs-

apparate von großer Bedeutung.

Die Stadt München hat wegen Wohnraumzweckent-

fremdung im Jahr 2018 Bußgelder in Höhe von knapp 

einer Millionen Euro gegen Eigentümer*innen verhängt. 

Das klingt nach einer hohen Summe. Aber die Preise für 

Eigentumswohnungen haben sich in den meisten Met-

ropolen innerhalb der vergangenen fünf bis zehn Jahren 

nahezu verdoppelt. Wer auf steigende Gewinn bei der 

Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen speku-

liert, kann problemlos ausbleibende Mietzahlungen und 

verhängte Bußgelder in Kauf nehmen.

Konsequenter ist daher die Einsetzung eine*r Treuhän-

der*in – eine Form der Enteignung-light. Die Kommune 

übernimmt treuhänderisch die leerstehende Immobi-

lie und lässt sie auf Kosten der Eigentümer*in wieder 

so instand setzen, dass sie dem Wohnungsmarkt zu-

geführt werden kann. Angewendet wurde diese Form 

der Zwangsvermietung bislang ein einziges Mal durch 

die Stadt Hamburg. Allerdings: Die Verwaltung war in 

diesem Fall erst nach sechs Jahren Leerstand aktiv ge-

worden. Und dass dieses Mittel bundesweit bislang nur 

ein einziges Mal angewendet wurde, verdeutlicht, dass 

mehr politisch Druck notwendig ist, um Kommunen dazu 

zu bewegen, Eigentümer*innen ihre Immobilien aus den 

Händen zu reißen – selbst wenn dieser Aneignung nur 

einen temporären Charakter hat und die Treuhänder*in-

nenschaft mit der Neuvermietung wieder endet.
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Die Bundesgesetzgebung eröffnet zwei Möglichkeiten zur direkten Begren-

zung der Mieten, die von den Bundesländern aber aktiv genutzt werden 

müssen. Obwohl diese Instrumente sich als nicht sehr wirksam erwiesen 

haben, wollen wir sie hier vorstellen. Sie sind gewissermaßen das Minimal-

programm:

Die Bundesländer können Gebiete als »angespannten Wohnungsmärkte« 

ausweisen, für die die Mietpreisbremse nach §556d BGB greift. Hier dürfen 

die Mieten bei Neuvermietung nur 10 Prozent über dem örtlichen Mieten-

spiegel liegen. Diese Regelung hat zahlreiche Schlupflöcher, weshalb sie 

bisher nur wenig Wirkung zeigt. Damit Mieter*innen sich überhaupt drauf 

berufen können, muss das Bundesland aber handeln.

Außerdem kann die Mieterhöhung in bestehenden Verträgen nach Mietspie-

gel durch die Einführung einer sog. Kappungsgrenze  (nach §558 Abs. 3 BGB) 

durch Verordnung begrenzt werden. Darf die Miete ansonsten innerhalb von 

drei Jahren um 20 Prozent erhöht werden, gilt in Gegenden mit Kappungs-

grenze eine Begrenzung von 15 Prozent in drei Jahren.

Frankfurt

Über lange Phasen des 20. Jahrhunderts waren die Mie-

ten in Deutschland durch Bundesrecht gesetzlich regu-

liert bzw. begrenzt. Nach einer Grundgesetzänderung 

im Jahr 2006 ist die Gesetzgebungskompetenz für das 

»Wohnungswesen« vom Bund auf die Länder übergan-

gen. Nach der Auffassung einiger Jurist*innen haben sie 

daher nun die Möglichkeit, durch »öffentliches Recht« 

die Mieten zu regulieren – und also einen Mietenstopp 

zu erlassen und/oder ein Höchstmieten-System ein-

zuführen, das auch die Möglichkeit zur Mietsenkung  

beinhaltet.

In Berlin hat der Senat aus SPD,  

GRÜNE und LINKE beschlossen, ei-

nen Mietendeckel einzuführen. Dass 

der rot-rot-grüne Senat trotz juristi-

scher Unwägbarkeiten ein entspre-

chendes Gesetz auf den Weg bringt, 

ist als ein Ergebnis des gewaltigen 

Drucks zu sehen, den die Kampagne  

»Deutsche Wohnen und Co ent-

eignen« aufgebaut hat. Kern 

des Mietendeckels ist ein Stopp 

für Mieterhöhungen und eine  

Miettabelle, mit der je nach Bau-

jahr der Gebäude eine Höchstmiete 

festgelegt wird. Ab 2022 sollen die 

Mieten dann um 1,3 Prozent jähr-

lich erhöht werden können. Mieten, 

die deutlich überhöht sind (sog.  

Wuchermieten), können auf das Ni-

veau der Miettabelle plus 20 Pro-

zent abgesenkt werden. Bei Neuver-

mietungen darf maximal die Miete 

genommen werden, die die Vormie-

ter*innen gezahlt haben. Lag diese 

oberhalb der Werte der Miettabel-

le, ist bei Wiedervermietung ma-

ximal der Wert aus der Miettabelle  

zulässig.



Hannover
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Eine immer häufiger von Kommu-

nen oder Unternehmen eingesetz-

te Maßnahme sind öffentliche Be-

teiligungsverfahren. Bürger*innen 

sollen in den Prozess rund um die 

(Neu-)Bebauung von Grundstücken 

einbezogen werden. Die Ergebnisse 

werden dann oftmals an die Kom-

munalparlamente weiter gereicht, 

damit diese entsprechende Bebau-

ungspläne und städtebauliche Ver-

träge beschließen. Dieses Verfahren 

ist für Unternehmen nicht nur attrak-

tiv, um kostenlos die kreativen Ideen 

der Menschen vor Ort abzugreifen, 

sondern auch, um die gesellschaft-

liche Akzeptanz von oftmals teuren 

Bauvorhaben herzustellen. Solche 

Beteiligungsverfahren bieten Initi-

ativen aber auch die Chance, sich 

anhand eines konkreten Falls für 

einen radikalen Wandel der Woh-

nungspolitik einzusetzen. Denn das 

öffentliche und mediale Interesse an 

solchen Verfahren ist häufig groß. 

Die Beteiligung ist für angespro-

chene Bürger*innen oft vorausset-

zungsvoll, denn sie verlangt Zeit 

und Artikulationsfähigkeit. Spätes-

tens wenn es dann um konkrete 

architektonische Entwürfe oder 

Die Initiative »Bumke selber machen« in Hannover fordert ge-

meinnützigen Wohnraum und demokratischer Mitsprache bei 

der Neubebauung eines größeren Geländes in der Nordstadt, 

einem alternativen Viertel in Hannover. Anhand des Beteili-

gungsverfahrens zeigt die Initiative, dass der Wunsch nach 

gemeinnützigem Wohnraum und die Profitinteressen des pri-

vaten Investors im Widerspruch stehen. 

Das Ziel besteht darin, den Druck so groß werden zu lassen, 

dass die Kommunalparlamente einen städtebaulichen Vertrag 

aufsetzen, der die Bedingungen für den Investor und seine Pro-

fitinteressen so erschwert, dass dieser abspringt und gemein-

nützigen Träger*innen die Bebauung überlässt.

um Fragen der Wirtschaftlichkeit 

bestimmter Wohnformen geht, ist 

Fachwissen eigentlich Vorausset-

zung, um überhaupt mitmachen zu 

können. Deshalb ist es wichtig, den 

tatsächlichen Grad der möglichen 

Partizipation genau zu prüfen, kann 

dieses Label doch vom bloßen Infor-

mieren bis zu relativ weitgehender 

Mitbestimmung fast alles beinhal-

ten. Nicht selten stellt sich ein Bür-

gerbeteiligungsverfahren als Beteili-

gungstheater heraus.



Viele Kommunen und Bundesländer 

besitzen eigene Wohnungsbauge-

sellschaften. Je größer ihr Anteil am 

örtlichen Wohnungsmarkt ist, des-

to mehr kann die Politik über die-

se Gesellschaften Einfluss auf den  
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Frankfurt
Wohnungsmarkt nehmen. 

Dabei gilt die Faustformel: je we-

niger privatwirtschaftlich die Ge-

sellschaften organisiert sind, desto 

besser kann demokratisch auf sie 

eingewirkt werden – vorausgesetzt, 

es besteht der politische Wille 

dazu. Viele öffentliche Wohnungs-

baugesellschaften sind jedoch 

heute, wenn sie nicht gleich ganz 

privatisiert wurden, in einer priva-

ten Rechtsform organisiert (z.B. als 

GmbH oder Aktiengesellschaft). Das 

hat zur Folge, dass die Gesellschaf-

ten nach rein betriebswirtschaftli-

chen Kriterien arbeiten und kaum 

von privaten gewinnorientierten Un-

ternehmen zu unterscheiden sind. 

Viele Kommunen oder Bundeslän-

der verschärfen die Situation noch, 

indem sie von den Gesellschaften 

verlangen, Gewinne zu erwirtschaf-

ten und an ihren eigenen Haushalt 

abzuführen. Statt die Gesellschaften 

als Instrument einer aktiven sozia-

len Wohnungspolitik zu begreifen, 

werden die Mieter*innen so zur Ein-

kommensquelle für unterfinanzierte 

öffentliche Haushalte. Zugleich gibt 

die Politik damit Kontrolle ab. In Ber-

lin z.B. mussten die sechs landesei-

genen Wohnungsbaugesellschaften 

erst mühsam über so genannte Ko-

operationsverträge mit dem Senat 

gezwungen werden, eine etwas so-

zialere Geschäftspolitik gegenüber 

ihren Mieter*innen zu entwickeln.

Konkrete Forderungen und Hand-

lungsmöglichkeiten sind daher: 

	 Privatisierungsstopp

	R echtsformen, die politi-

sche Kontrolle ermöglichen (min-

destens Anstalt öffentlichen Rechts)

	 Kein Gewinnzwang und kei-

ne Gewinnentnahme aus den Ge-

sellschaften durch die öffentliche 

Hand.

	A lle politischen Forderun-

gen können als politische Eigentü-

meranweisungen in den Betrieben 

durchgesetzt werden, z.B. ein Mie-

tenstopp oder der Verzicht auf eine 

mietsteigernde Modernisierungs-

umlage.

In Frankfurt a.M. haben verschie-

dene Mieter*innen- und Stadt-

teilinitiativen und die Kampagne 

»Eine Stadt für Alle! Wem gehört 

die ABG?« erreicht, dass die Mie-

ten bei der städtischen Woh-

nungsbaugesellschaft ABG Frank-

furt Holding seit 2016 nur noch um 

höchstens fünf Prozent in fünf Jah-

ren, das heißt ein Prozent pro Jahr, 

erhöht werden. Diese Regelung 

wurde mittlerweile auch auf die 

landeseigene Wohnungsbauge-

sellschaft Nassauische Heimstätte 

ausgeweitet. Dadurch sind Mie-

ter*innen in diesen öffentlichen 

Wohnungsbaugesellschaften vor 

Verdrängung geschützt. Ange-

sichts der hohen Millionengewin-

ne, die z.B. die städtische ABG 

jährlich erwirtschaftet, wäre aber 

noch viel mehr möglich. Deshalb 

fordert die Initiative »Mietent-

scheid Frankfurt«, dass die städti-

sche Wohnungsbaugesellschaft in 

Zukunft im Neubau ausschließlich 

geförderte Wohnungen errichtet 

und im Bestand die Mieten senkt.
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Immer wenn ein Haus oder eine Wohnung in einem Mili-

euschutzgebiet verkauft wird, kann  die öffentliche Hand 

»in den Kauf eintreten«. Es muss dann an die öffentli-

che Hand verkauft werden – oder an jemand anderes, an 

den das Vorkaufsrecht abgetreten wird. Dies kann eine 

kommunale Wohnungsbaugesellschaft oder eine Ge-

nossenschaft sein – oder ein Hausprojekt, zu dem sich 

die betroffenen Mieter*innen zusammengeschlossen ha-

ben. Der ursprüngliche Käufer kann die Anwendung des 

Vorkaufsrechts verhindern, wenn er eine so genannte 

Abwendungsvereinbarung schließt, in der er sich – lei-

der nur zeitlich befristet! – zu bestimmten sozialen Stan-

dards verpflichtet.

Das Problem ist, dass dafür meist der Preis gezahlt wer-

den muss, der zwischen Käufer und Verkäufer vereinbart 

wurde, mindestens aber der »Verkehrswert«. Es werden 

also aus Steuergeldern Spekulationspreise gezahlt. Da-

mit ist auch klar, dass dies die öffentlichen Kassen zum 

Teil stark belastet. Schlimmer noch: In einigen Fällen in 

Berlin wurden die Ausübung des Vorkaufsrechts davon 

abhängig gemacht, dass die betroffenen Mieter*in-

nen Mieterhöhungen akzeptieren, um so einen Teil des 

Spekulationspreises zu zahlen. Generell hat die Ankün-

digung einer offensiven Nutzung des Vorkaufsrechts in 

einigen Berliner Bezirken aber zu einer Verunsicherung 

bei den Investor*innen geführt, da diese sich nicht mehr 

sicher sein können, ob sich der Aufwand für die Anbah-

nung eines Kaufs überhaupt lohnt.

In Berlin setzen die Bezirke seit 2016 vermehrt auf 

das Instrument des Vorkaufsrechts. Berühmtestes 

Beispiel ist die Karl-Marx-Alle, wo ein Teil der Woh-

nungen, die von der »Deutsche Wohnen« gekauft 

werden sollten, über das Vorkaufsrecht durch den 

Bezirk erworben wurden. Der politische Druck auf 

die Landesregierung war hier sehr hoch, sodass die 

Mieter*innen sich an den Kaufkosten nicht beteili-

gen mussten. In anderen Fällen haben die Bezirke 

und der Berliner Senat jedoch den Kauf der Woh-

nungen davon abhängig gemacht, dass die Mie-

ter*innen »freiwillig« Mieterhöhungen zustimmen. 

Darüber hinaus führt die Anwendung des Vorkaufs-

rechts immer häufiger zum Abschluss von »Abwen-

dungsvereinbarungen«.

Göttingen
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Um die Spekulation mit Grundstü-

cken zu verhindern, können auf kom-

munaler Ebene Zwischenerwerbs-

modelle eingerichtet werden. Damit 

kauft die Stadt – z.B. in Tübingen 

– private Grundstücke auf und weist 

sie im Rahmen von Bebauungsplan-

verfahren erst dann als Bauland (z.B. 

für neue Baugebiete im Außenbe-

reich) aus, wenn alle betroffenen 

Grundstücke im Eigentum der Stadt 

sind. Der Weiterverkauf der Grund-

stücke kann mit Konzeptvergabe-

verfahren oder Vorkaufsrechten für 

lokale Bewerber*innen verbunden 

werden.

Die Stadt Tübingen wendet seit 2014 

ein solches Zwischenerwerbsmodell 

an. Zum Weiterlesen: Schwäbisches 

Tagblatt vom 1.4.2014 (online): Stadt 

will Bauland erst ausweisen, wenn 

sie die Grundstücke gekauft hat.

Hat die Entwicklung eines 

neuen Baugebiets eine beson-

dere Bedeutung für eine Kom-

mune und dient dem Wohl 

der Allgemeinheit, kann diese 

nach Baugesetzbuch Paragraf 

165 ff. eine Entwicklungs- 

satzung beschließen. Dies 

trifft insbesondere zu auf Maß-

nahmen zur Deckung eines  

erhöhten Wohn- und  

Anfang der 1990er Jahre 

setzte die Stadt Tübingen 

zur Entwicklung neuer nut-

zungsgemischter Stadtviertel 

den Bund als Grundstücksei-

gentümer durch die Einrich-

tung einer städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme un-

ter Druck. Die Grundstücke 

ehemaliger Kasernen wurden 

schließlich zu einem günsti-

Arbeitsstättenbedarfs, zur 

Errichtung von Gemeinbe-

darfseinrichtungen oder zur 

Wiedernutzbarmachung von 

brachliegenden Flächen. Da-

mit kann die Kommune eine 

einheitliche Planung voran-

treiben, hat Vorkaufsrecht 

und kann sogar Enteignun-

gen von Grundstücken vor-

nehmen. 

gen Preis von der Stadt über-

nommen und kleinteilig an 

Baugruppen und soziale Trä-

ger weiterverkauft. Öffent-

lich wurde dieses Vorgehen 

als »Tübingen enteignet den 

Bund« kommentiert, auch 

wenn es noch keine tatsäch-

liche Enteignung – wie im 

Paragraf 165 durchaus mög-

lich – war.

Kommunen können Baugebote (nach 

§§175 und 176 Baugesetzbuch) er-

lassen, wenn Eigentümer*innen von 

Bauland dauerhaft nicht bauen, weil 

sie z.B. auf steigende Preise speku-

lieren. Kommen die Eigentümer*in-

nen dem Gebot nicht nach, kann als 

letzter Schritt das Land enteignet 

werden (§ 85 Baugesetzbuch).

Der Gemeinderat Tübingen hat im 

Dezember 2019 ein solches Bauge-

bot beschlossen, das für unbebau-

te innerstädtische Flächen im Gel-

tungsbereich eines Bebauungsplans 

gilt.
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Als Alternative zum Privateigentum 

an Wohnraum geraten aktuell zu-

nehmend wieder genossenschaftli-

che und gemeinwohlorientierte For-

men von Wohnen in den Blick. 

Wohnraum ist dabei nicht Ware auf 

dem Immobilienmarkt, sondern wird 

dauerhaft demokratisch verwaltet 

und als Gemeingut organisiert – und 

bleibt entsprechend bezahlbar. Zu-

dem entwickeln sich in selbstorga-

nisierten genossenschaftlichen In-

itiativen auch neue Formen für das 

Wohnen im Alter und generationen-

übergreifendes Wohnen sowie neue 

Quartiers- und Nachbarschaftsmo-

delle, die sozial und ökologisch ori-

entiert sind.

Es gibt erste Förderprogramme des 

Bundes und der Länder, die die Grün-

dung von Genossenschaften oder 

auch die Finanzierung von Genos-

senschaftsanteilen unterstützen und 

die weiter ergänzt werden müssten. 

Auf kommunaler Ebene müssen wir 

durchsetzen, dass bei der Vergabe 

von städtischen Grundstücken ge-

nossenschaftliche Projekte, die dau-

erhaft bezahlbare Miete garantieren, 

bevorzugt werden.

Das Mietshäuser Syndikat ist ein Zusammenschluss von 

derzeit 150 Wohnprojekten bundesweit. Sie sind als ein-

zelne GmbHs organisiert, verhindern über den bundes-

weiten genossenschaftlichen Zusammenschluss einen 

Weiterverkauf ihrer Häuser und garantieren dauerhaft 

bezahlbare Mieten und Selbstverwaltung der Bewoh-

ner*innen. 

Die Initiative Neustart Schweiz geht über einzelne 

Wohnprojekte hinaus und entwickelt ganze Nachbar-

schaftsgenossenschaften. Wohnen wird dabei mit Ar-

beiten, Versorgung, Mobilität und neuen Formen von so-

zial-ökologischen Nachbarschaften zusammengebracht.

Düsseldorf
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	S elbstverwaltung von 

Boden durch Community Land 

Trusts (CLT): Ein CLT ist eine ge-

meinschaftliche, nicht-gewinnori-

entierte Eigentumsform, mit der 

Boden dauerhaft der Spekulati-

on entzogen und für günstigen 

Wohnraum oder andere soziale, 

kulturelle Nutzungen zur Verfü-

gung gestellt wird. CLTs weisen 

eine duale Struktur auf und tren-

nen das Eigentum an Grundstück 

und Gebäude voneinander. Ent-

scheidungen über die Nutzung 

von Boden und Immobilien treffen 

Bewohner*innen, die Nachbar-

schaft und Vertreter*innen der 

Stadtgesellschaft gemeinsam.

Dafür braucht es...

 die Ablehnung von Privati-

sierungen. Öffentliches Eigentum 

darf nicht aus der Hand gegeben 

werden. Dies ist z.B. über Kon-

zepte wie Erbpacht möglich, in 

denen das Eigentum zeitlich be-

grenzt überlassen wird. 

	 eine aktive »Bevorra-

tung-Politik«, mit der die Kom-

munen sich Grund und Boden be-

schaffen. Dafür müssen auch die 

oben beschriebenen Möglichkei-

ten zur Enteignung aktiv genutzt 

werden.

 den Verzicht auf Höchst-

bieterverfahren. Bei der Vergabe 

öffentlicher Flächen müssen Pro-

jekte Vorrang haben, die geringe 

Mieten und hohe sozial-ökologi-

sche Standards garantieren.     

Die Bodenpolitik ist das Nadelöhr der Stadtpolitik. Bo-

den ist nicht vermehrbar. Damit ist er in besonderem 

Maße Spekulation ausgesetzt. In den letzten Jahren hat 

die öffentliche Hand  Boden zu Höchstpreisen verkauft 

und damit ihren Anteil am Mietenwahnsinn beigetra-

gen. Eine öffentliche und demokratische Gestaltung 

der Stadt ist deshalb nur über eine öffentliche Kontrolle 

über den Boden möglich. 

In Marburg wollte die Stadt eine der letzten innerstädti-

schen Freiflächen an eine Tochtergesellschaft der Deut-

schen Vermögensberatungs-AG (DVAG) verkaufen, die 

dort ein Luxussenior*innenwohnheim entstehen lassen 

wollte.  Nachdem die Verkaufsabsichten der Stadt öf-

fentlich wurden, gründete sich das »Aktionsbündnis 

Afföller retten« – ein Zusammenschluss aus Privatperso-

nen, Anwohner*innen, lokalen gentrifizierungskritischen 

Gruppen, Parteien-Vertreter*innen und einem alternati-

ven Café, das auch auf dem Afföller-Gelände liegt und 

daher unmittelbar von den Verkaufsplänen in seiner Exis-

tenz bedroht war. Zahlreiche Aktionen wie Demo, Peti-

tion, Bürger*innencafé, Filmvorführung sowie Soliparty- 

und konzert sorgten für großes Medieninteresse. Auch 

die Störung einer städtischen Gremiensitzung sowie ein 

Stadtrundgang mit dem »Gespenst der Enteignung« zu 

Halloween gehörten dazu.

Im November dann der Erfolg: Der Investor wurde er-

folgreich »verschreckt« und nahm auf Druck des Bünd-

nisses Abstand von den Verkaufsverhandlungen. Die 

Stadt versprach mehr Mitsprachemöglichkeiten für die 

Bürger*innen bei der Gestaltung der Fläche. Momentan 

versucht das Bündnis den Druck weiter aufrechtzuerhal-

ten, damit die Stadt ihr Beteiligungsversprechen einlöst 

und darüber hinaus ein grundsätzlicher Privatisierungs-

stopp öffentlicher Flächen beschlossen wird, um Grund 

und Boden dem Markt zu entziehen.
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Die sozialistische Stadt werden wir nicht durch einige 

geschickte Reformvorschläge erreichen. Wir müssen 

uns dafür mit der Macht der Immoibilen-Lobby anle-

gen. Dafür wollen wir Gegenmacht aufbauen, indem wir 

uns organisieren. Organisierung aber braucht Erfolge, 

braucht die Erfahrung, dass gemeinsames Handeln ei-

nen Unterschied machen kann. In diesem Sinn soll diese 

Broschüre eine Unterstützung sein für Initiativen in ihren 

täglichen Kämpfen. 

Wir glauben aber, dass diese täglichen Kämpfe nicht 

ausreichen werden, um unser langfristiges Ziel zu er-

reichen. Dafür brauchen wir in unseren Kämpfen eine 

strategische Perspektive. Unser Vorschlag lautet: pro-

fitorientierte Investor*innen zurückdrängen, Wohnraum 

vergesellschaften und demokratische Formen der Ver-

waltung und Gestaltung schaffen. Wir hoffen, dass wir 

mit dieser Broschüre eine Diskussion um diese strategi-

sche Ausrichtung anstoßen können. 

Bauen wir gemeinsam eine starke Mieter*innen und 

Recht auf Stadt-Bewegung auf. 



WERDE 
SYMPATHISANT*IN!
FÖRDERER*INNEN STÄRKEN 
UNSERE POLITISCHE ARBEIT

RAUCH 8 EURO
STOFF UND FARBE 20 EURO
EINE STADT FÜR ALLE
UNBEZAHLBAR.
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 	Den Aktionären verpflichtet (Arbeitsausschuss 		

	I mmobilien-Aktiengesellschaften der Berliner 		

	M ieterGemeinschaft)  

 	Wohnen ist ein Menschenrecht 

	 (AttacBasisTexte)

 	Zusammen tun! Wie wir uns gemeinsam 

	 gegen Mietenwahnsinn wehren können. 

	 (AG Starthilfe)

 	Wem zahle ich eigentlich Miete? 

	D en finanzialisierten Immobilienmarkt 

	 verstehen: Ein Recherchehandbuch für 

	M ieter*innen 

	 (Rosa-Luxemburg-Stiftung)

 	Das rote Berlin. Strategien für eine sozialistische 	

	S tadt (Stadt AG der Interventionistischen Linke 	

	 Berlin)

 	Netzwerk Immovielien. 

	 Bessere Rahmenbedingungen für eine 

	 gemeinwohlorientierte Immobilien- und 

	S tadtentwicklung

 	Mietpreis-Explosion und Wohnungsnotstand. 		

	U rsachen und Alternativen 

	 (isw Report Nr. 116/117)

Für unsere Aktivitäten und Kampagnen, 

unsere Publikationen und technische Aus-

stattung sowie für die Reisekosten, die eine 

Organisierung in deutschsprachigen Raum zwangsläufig mit sich bringt, 

brauchen wir finanzielle Mittel. Unser Vorhaben, die Welt zu verändern, wird 

jedoch in der Regel nicht aus staatlichen und institutionellen Finanztöpfen 

subventioniert. Insofern sind wir auch auf Spenden Dritter angewiesen. 

Spendet an: Adelante e.V 

IBAN: DE53 4306 0967 1168 8584 00  | BIC: GENODEM1GLS

Verwendungszweck: Spende Interventionistische Politik

Eigentumsvorbehalt 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist diese Broschüre solange Eigentum des Absenders, bis sie 

der*dem Gefangenen persönlich ausgehändigt worden ist. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine per-

sönliche Aushändigungim Sinne dieses Vorbehalts. Wird die Broschüre der*dem Gefangenen 

nicht persönlich ausgehändigt, so ist sie dem*der Absender*in unter Angabe des Grundes der 

Nichtaushändigung zurückzusenden. Wird die Broschüre der*dem Gefangenen nur teilweise 

persönlich ausgehändigt, so sind die nicht persönlich ausgehändigten Teile, und nur sie, dem*-

der Absender*in unter Angabe des Grundes der Nichtaushändigung zurückzusenden.

https://www.bmgev.de/fileadmin/user_upload/Broschuere_Den_Aktionaeren_verpflichtet_2019.pdf%20
https://www.bmgev.de/fileadmin/user_upload/Broschuere_Den_Aktionaeren_verpflichtet_2019.pdf%20
https://www.bmgev.de/fileadmin/user_upload/Broschuere_Den_Aktionaeren_verpflichtet_2019.pdf%20
http://deutsche-wohnen-protest.de/wp-content/uploads/2019/02/mieterinnen_protest_deutsche_wohnen_broschuere_zusammentun_2019.pdf%20
http://deutsche-wohnen-protest.de/wp-content/uploads/2019/02/mieterinnen_protest_deutsche_wohnen_broschuere_zusammentun_2019.pdf%20
http://deutsche-wohnen-protest.de/wp-content/uploads/2019/02/mieterinnen_protest_deutsche_wohnen_broschuere_zusammentun_2019.pdf%20
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/HB_Wem_zahl_ich_Miete.pdf%20
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/HB_Wem_zahl_ich_Miete.pdf%20
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/HB_Wem_zahl_ich_Miete.pdf%20
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/HB_Wem_zahl_ich_Miete.pdf%20
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publikationen/HB_Wem_zahl_ich_Miete.pdf%20
https://interventionistische-linke.org/sites/default/files/attachements/rotes_berlin_-_2_auflage_onlineversion_final.pdf%20
https://interventionistische-linke.org/sites/default/files/attachements/rotes_berlin_-_2_auflage_onlineversion_final.pdf%20
https://interventionistische-linke.org/sites/default/files/attachements/rotes_berlin_-_2_auflage_onlineversion_final.pdf%20
https://www.netzwerk-immovielien.de/
https://www.netzwerk-immovielien.de/
https://www.netzwerk-immovielien.de/
https://www.netzwerk-immovielien.de/
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